
ken
Wagen
tterfeld.

Halle.
n

ger,
t zu

2

alleſt
c

Feitung
Ländeszeitung für die Provinz Sachſen
1919 Nr. 518 für Anhalt und Thüringen. Jahrgang 212

d Vororte monatlich Mk. 1,50, vierteljäbrlich Mk. 50 rrei HausBezugspreis: v on monatlich h. 1,65, vierteljährlich Mk. 4,95 außer Poſgeld. Morgen Ausgabe Anzeigenpreis: Die ge7, 58 mm breite mmn-Grundzeile 20 Die geſp. 90 www breite
mm- Reklamezeile 60 Rabatt nach Carij. Erfüllungsort halle Saale.

Geſc „Sgale: Leipziger Straße 61/62. Fernruf Zentrale 7801,eiten en ad e e ken 5609 und 5610. Poſtſcheckkonto: Leipzig 20512.
abends von 7 Uhr an Donnerstag, 3. Juli Geſchäftsſtelle berlin: Bernburger Str. 30.

Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Thiele, Halle-Saale
Fernruf Amt Kurfürſt Ur. 6290

Beſchleunigte Ratiſikation zugeſagt
Deutſchlands Bitte um Blockadebefreiung.

Eine neue Note.
Berlin, 2. Juli.

Durch die deutſche Friedensdelegation in Verſailles wurde
dem franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Clemenceau folgende
Note überreicht:

Herr Präſident
Auf die Note vom 28. Juni betreffend die Aufhebung

der Blockade beehre ich mich, Jhnen folgendes mitzuteilen:
Die deutſche Regierung nimmt davon Kenntnis, daß die

alliierten und aſſoziierten Regierungen bereit ſind, ſobald ſie
von der ordnungsmäßigen Natifikation des
Friedensvertrages durch das De Reich amtlich Kenntnis
erhalten, die Blockade ſchon v Jnkrafttreten des
Friedensvertrages aufzuheben. Jn dem Wunſche, ſo ſchnell
wie möglich von der m Deutſchland ſo ſchweren, verhängnis
vollen Blockade befreit zu werden, wird die deutſche Regierung
alles daran ſetzen, um die für die RNatifikation erforderlichen

Maßnahmen zu beſchleunigen.
der nächſten Woche in der Lage zu ſein, den alliierten und
aſſoziierten Regierungen von der erfolgten Beſchlußfaſſung
der geſetzgebenden Körperſchaften

des Friedensvertrages durch den Reichspräſidenten
Mitteilung machen zu können. Die deutſche Regierung gibt

Regierungen in demſelben Geiſte, der ſie zu der Zuſage
einer früheren Aufhebung der Blockade a Tee hntr verlangte einmalige Wirtſchaftsbeihülfe

gegenwärtig nicht bewilligt werden könne, daß es aber angezeigteinverſtanden erklären werden, daß,
Nachrichten vorliegen,

mird.
Genehmigen Sie, Herr Präſident,

meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Müller,
Reichsminiſter des Auswärtigen.

die

Eine franzöſiſche Note.
General Nudant übergab der

Spaa am 30. Juni folgende Note:
„Die internationale permanente Waffenſtillſtandskom-

miſſion wird die Tätigkeit zur Ratifizierung fortſetzen. Jm
beiderſeitigen Intereſſe iſt eine Verminderung des Perſonals
wünſchenswert. Die internationale permanente
Waffenſtillſtands kommiſſion wird von Spaa ver-
legt. Der neue Aufenthaltsort wird in kürzeſter Friſt feſtge
ſetzt. Die deutſche Waffenſtillſtandskommiſſion wird zu ge
gebener Zeit von den Entſchließungen des Perſonals verſtän-
digt werden. Es liegt in Jhrem Jntereſſe, ſich, ohne abzu
warten, nach Möglichkeit zu verkleinern.“

Spaa, 2. Juli.
Der zurückgebliebene Vorſitzende der deutſchen Waffenſtill-

ſtandskommiſſion, Generalmajor Hammerſtein, erklärte
anläßlich der feindlichen Kundgebungen in Spaa den Alliierten
am 1. Juli in einer Proteſtnote unter anderm:

„Bereits am 23. und 29. Juni fanden vor dem von der
deutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion bewohnten Hotel in Spaa
deutſchfeindliche Demonſtrationen ſtatt. Jch wies
auf die Notwendigkeit ausreichenden Schutzes hin. Bei dem
geſtern abend erfolgten Abtransport eines Teiles der deutſchen
Waffenſtillſtandskommiſſion kam es erneut zu ſtarken deutſch
feindlichen Kundgebungen, trotzdem die Abfahrt den engliſchen
und bekgiſchen Sicherheitsorganen rechtzeitig bekannt-
gegeben worden war. Auf verſchiedene Automobile wurden
Steine geworfen; einige derſelben trafen die Jnſaſſen. Die
belgiſchen und engliſchen Zivil- und Militärbehörden verhin-
derten die Ausſchreitungen nicht. Jch erhebe daher gegen
die Vorkommniſſe ſchärfſten Proteſt. Jch bitte ferner
General Nudant, zu veranlaſſen, daß die Berlegung des
Reſtes der Waffenſtillftandskommiſſion auf deutſches Ge
biet nunmehr beſchleunigt erfolgt.“

hindenburgs Dank
Generalfeldmarſchall v. Hindenburg

Dankeskundgebung:
Anläßlich meines Rücktritts vom Kommando ſind mi

aus allen Teilen Deutſchlands Abſchiedsgrüße und Wünſche i
überreicher Zahl zugegangen. Die freundliche Geſinnung, die
darin zum Ausdruck gebracht iſt, hat mi tief bewegt und
wird mich als ein Lichtblick in die Zukunft geleiten.
Jch kann leider nicht jedem Einzelnen perſönlich antworten,
danke aber hiermit von ganzem Herzen.

von Hindenburg.

erläßt folgende

Am Sonnabend nachmittag empfing Generalfeldmarſchall
ven Hindenburg eine Abordnung Göttinger Studenten, die ihm
folgenden Beſchluß überbrachten:

„1500 Göttinger Studenten ſtehen auch heute in den Zeiten
bitterſter und ſchmachvollſter Not in aller Dankbarkeit und

reue zu Eurer h Es lag nicht in unſerer Macht, die
ung des altfriedens zu verhindern, aber da

an die Perſon Eurer Exzelleng geleg

Sie hofft, Anfang

und der Vollziehung

der
der Erwartung Ausdruck, daß die alliierten und aſſoziierten J

Dieſer habe aber am 24. Juni einſtimmig entſchieden,

auch mit der Heimſendung ver
deutſchen Gefangenen aus ihren Ländern begonnen Je

J die Wirkung des Friedensſchluſſes auf den Lebens-
Verſicherung

Sachlage übrigens beurteilt hat,

Oeſers Drohungen haben geholfen
(Von unſerem hk.-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 2. Juli.
Eine Urabſtimmung der Eiſenbahnarbeiter und Be

amten heute abend ergab, daß die Mehrheit der Angeſtellten ſich
für Wiederaufnahme der Arbeit erklärt. Danach
wird am Donnerstag früh in GroßBerlin der
Eiſenbahnbetrieb und die Werkſtättenarbeit
wieder auf genommen. Der Eiſenbahnerſtreik hat
alſo ein ſchnelles Ende gefunden.

Es geht alſo im neuen Staat auch nicht beſſer,
ſtraffes Zufaſſen und Befehlen.

Der Verkehrsſtreik in Berlin
Berlin, 2. Juli.

Das Reichsarbeitsminiſterium gibt in einer Erklärung be
kannt, daß es abgelehnt habe, in den Berliner Verkehrs
ſt e ik vermittelnd einzugreifen. Es erblicke in dieſem einen
unverantwortlichen Vertragsbruch, da der am
5. Juni 1919 zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern abge-
ſchloſſene Tarifvertrag beſtimme, daß die Schlichtung von
Streitigkeiten einem aus je drei Vertretern der Arbeitgeber und

Arbeitnehmer, ſowie einem unparteiiſchen Os
mann beſtehenden Hauptausſchuß übertragen werden ſoll.

daß die
von. 700 M.

als durch

ſei, die Frage in etwa ſechs Wochen erneut zu prüfen, wenn ſich

Wie richtig der Schiedsſpruch die
zeigt die von der Regierung

der Lebensmittel-

mittelmarkt überſehen laſſe.

Senkungneuerlich zugeſagte
I preiſe.

Die Waffenſtillſtands kommiſſion in Spaa
Proteſt gegen die Ausſchreitungen. e Sdeutſchen Kommiſſion in lerie-Schützenkorps haben ſich freiwillig bereit erklärt,

Die Marinebrigade Löwenfeld und Erhardt
und Teile der techniſchen Abteilung des Garde-Kaval-

j den Verkehr der Lebensmittelzüge ſicher zuſtellen.
Se „Zqä5 —S—„D è

wird, wollen wir Göttinger Studenten nie-
mals zugeben. Wir hoben daher beſchloſſen, daß, falls die
Feinde die Auslieferung Eurer Exzellenz verlangen ſollten,Eurer Exzellenz Eöttingen als Woh ſib angeboten wird. Wir
ſind gewillt, Eure Exzellenz mit den Waffen in der Hand gegen
jegliche Gewalt zu ſchirmen und mit unſerem Leben für die
Perſon unſeres Nationalhelden einzuſtehen.“

Darauf erwiderte der Generalfeldmarſchall u. a.: „Sie
können ſich denken, wie bitter mich dieſer Tag trifft, denn ich
habe im Spiegelſaal von Verſailles die Aufrichtung des
Deutſchen Reiches ſelbſt miterlebt. Wenn die Feinde mich
alten Mann, der nichts weiter als ſeine Pflicht
und Schuldigkeit ſeinem Kaiſer und Könige und
ſeinem Vaterlande gegenüber getan hat, an
die Wand ſtellen wollen, ſo ſollen ſie mich haben.
Sie werden damit nur eine Schande mehr auf
ſich laden. Jch will aber Jhre jungen Leben meinetwegen
nicht hinopfern. Jhre Aufgabe wird es ſein, in ſteter Pflicht-
erfüllung die Ordnung und den Aufbau unſeres Vaterlandes
wiederherzuſtellen. Vertrauen Sie auf Eott, aber nicht bloß
daß, ſondern arbeiten Sie ſelbſt tätig mit. Jch hege die feſte
Hoffnung, daß Sie es ſchaffen werden.“

Regierungskriſe in Bayern?
München, 2. Juli.

Bei der Neubildung der bayriſchen Regierung haben
ſich, wie bekannt, ſeinerzeit drei ausſchlaggebende Parteien, die
Mehrheitsſozialiſten, die bayeriſche L Kuhees
partei und die Demokraten auf ein gemkinſamesRegierungsprogramm geeinigt. Die Zuſammenarbeit
auf dieſer Grundlage ſcheint bedroht und eine Regierung s-
kriſe iſt damit in den Bereich der Möglichkeit gerückt. Bei Be-
ratung des Lehrergeſetzes wurde von den Demokraten
und Mehrheitsſozialiſten die Zulaſſung von iſraelitiſchen

in den Volksſchulen gut weißen Die bahyeriſche
Volkspartei hat gemäß dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen
Abkommen verlangt, daß der chriſtliche Charakter der Simul-
tanſchule gewahrt bleiben müſſe, andernfalls man es mit
einer Verletzung des Abkommens zu tun hätte. Die
endgültige Haltung der Bayeriſchen Volkspartei iſt noch nicht
entſchieden, da ſie ſich eine abſchließende Stellungnahme erſt bis
zur 2. Leſung des Lehrergeſetzes vorbehalten hat.

General Hoffmanns Rüchktrittsgeſuch
Berlin, 2. Juli.

Vom Kriegsminiſterium wird mitgeteilt:

Die dem General Hoffmann zugeſchriebene Preſſever
öffentlichung iſt tatſächlich von ihm nicht ausgegangen. General
Hoffmann hat perſönlich, wie viele andere und wie im
Jnnern gewiß alle Offiziere, gegen die ſchmachvollen Be

Das Ende des Eiſenbahnerſtreiks
dingungen proteſtiert und hat zum Ausdruck gebracht, daß
er bei Auslieferung des Kaiſers nicht weiter dienen
könne. Nachdem die durch die Annahme des Friedens geſchaffene
Lage bei den Truppen bekannt geworden iſt, hat General Hoff
mann ausdrücklich gemeldet, daß er den Befehlen ſeiner Vorge-
ſetzten gehorſam bleibe, nur die Bitte hinzufüge, ihn von ſeinem
Poſten zu entheben, falls ſein Grenzabſchnitt geräumt
werden müſſe. Den Truppen war vom Oberkommando Süd im
Anſchluß hieran beſonders eingeſchärft worden, daß ſie den
Räumungsbefehlen der Regierung zu folgen haben wer-
den. Dieſe Aufklärung entzieht den zahlreichen Preſſeangriffen
gegen General Hoffmann den Boden. Die Regierung hat kein
Verlangen, einen tatkräftigen und gehorſamen Führer kurz vor
dem Abſchluß der ihm geſtellten Aufgabe zu entlaſſen. Jn der
augenblicklichen Lage kann niemand unſeren Offizieren den
Ausdruck ihres bitteren Schmerzes verargen. Dieſen
Empfindungen trägt auch die Regierung voll Rechnung, ſolange
Ordnung und Gehorſam gewahrt bleiben. Das iſt tat-
ſächlich bis heute unverändert der Fall geweſen und gereicht den
Offizieren und Truppen zum hohen Lobe.

Die Unruhen im Reiche
(Von unſerem hif-Sonderberichterſtatter.)

Hamburg, 2. Juli.
Eine größere Bande von Lebensmitteldieben wurde heute

nacht vom Grenzjägerbataillon 12 am Aſia-Kai feſtgenommen.
Die Bande, beſtehend aus 50 Mann, führte eine Rieſenmenge
Speck und Bohnen mit ſich Die Vorräte wurden beſchlagnahmt.
Die Spitzbuben wurden der Kriminalpolizei übergeben.

Altona, 2. Juli.
in der letzten Nacht zahlreiche Ver-

haftungen von Leuten vorgenommen, die ſich widerſetzten
oder nach 10 Uhr auf der Straße blieben. Jn der Großen und
Kleinen Freiheit kam es zu Schießereien. Der Mob wurde
jedoch ſehr bald auseinandergetrieben.

Hörde i. W., 2. Juli.
Heute vormittag wurden auf dem Wochenmarkte ſämtliche

Verkaufsſtände geſtürmt und die Waren teilweiſe zu niedrigſten
Preiſen verkauft, teils zerſtört. Sicherheitswehr und Polizei-
mannſchaften griffen ein, wobei Schüſſe fielen. Es gab mehrere
Schwerverwundete. Bis jetzt ſind ſechs gezählt. Anſcheinend
auch Tote. Die erregte Menge wandte ſich gegen die Sicherheits-
wehr und mißhandelte verſchiedene Angehörige derſelben. Die
Unruhen dauern an.

Die Reichswehr hat

Dortmund, 2. Juli.
Hier kam es heute Vormittag zu ſchweren Lebens

mittelkrawal!len. Eine große Menſchenmenge ſtürmte
und plünderte auf dem Wochenmarkt die Verkaufsſtände. Die
Polizei und Sicherheitswehr mußte mit der Waffe gegen die
Menge vorgehen. Vier Perſonen wurden dabei getötet und 6
ſchwer verletzt.

Berlin, 2. Juli.
Wie uns gemeldet wird, wächſt die Gärung in München

ſo, daß mit einem neuen Aufſtand gerechnet werden muß.
Geſtern iſt ein Anſchlag der Kommuniſten auf die Schulkaſerne
noch vereitelt worden. Die Einwohnerwehr iſt ihrer Aufgabe
nicht gewachſen.

Die Kommuniſten an der Arbeit
Wien, 2. Juli.

Wie uns gemeldet wird, ſtellten die amerikaniſchen Grenz-
Kontrollkomiſſare feſt, daß in den letzten Wochen zahlreiche kom
muniſtiſche Agenten über Deutſch- Oeſterreich
nach Deutſchland reiſten. Viele benutzten Flugzeuge und
begaben ſich nach Hamburg. Sie führten große Geldbeträge
zur Unterſtützung der ſpartakiſtiſchen Bewegungen in Deutſch-
land mit ſich. Einer der verhafteten Agenten erklärte:

„Bela Khun habe ſein Wort verpfändet, daß in der erſten
Juliwoche die Räterepublik in Deutſchland prokla
miert würde.

Wilſon, der Europäer
in Kampf um den Friedensvertrag

Bern, 2. Juli.
Wie die „Neue Korreſpondenz“ aus Waſhington meldet,

kabeln amerikaniſche Berichterſtatter eine Unterredung mit
Wilſon, aus der hervorgeht, daß dieſer auf vollſtändiger
Ratifizierung des Vertrages und des Völker
bundes beſtehen werde. Wilſon ſei bereit, einen natio
nalen Kampf zu führen, um den Senat zur Annahme zu
bewegen. Die öffentliche Meinung ſei jedoch der Anſicht, daß
die Mehrheit des Senats entſchloſſen ſei, Vorbehalte zu machen.
Nach Anſicht der Republikaner wird das Verhalten Wilſons die
entgegengeſetzte Wirkung haben. Mehrere Senatoren, die zu
gunſten des Völkerbundes geſtimmt hätten, wenn dieſer Ent
wurf vom Vertrage getrennt würde würden dagegen ſtimmen,
weil er im Vextrage einbegriffen ſei. Wieder andere ſeien der
Ueberlaſſung von Schantung an Japan feindlich geſinnt. Senator
Ledee glaubt ernſthaft, die Weigerung werde durch eine ge
nügende Anzahl von Stimmen vertreten ſein. Die Anhänger
Wilſons verſichern, daß die durch den Präſidenten angekündigte

waxrdan, donEntſchlie e8 di kei in Je et KHampreamiß geſchloſſen



ee e

r c

e S 4 d man r rh e 4 a. n

Der Verfaſſungsentwurf in Arbeit
Nationalverſammlung
Weimar, 3. Juli.

Am Regierungstiſche: David, Wiſſelwid e geh Eingzelſtaaten. fſete. S rsberger
ident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 2 Uhr 20.a Der ſchleunige Antrag der Abg. Bachmeher an Je um

en des gegen den Abgeordneten Gandorfer ſchwe
benden trafverfahrens für die Dauer der Seſſion
wird an die Geſchäftsordnungskommiſſion verwieſen.

Abg. Haußmann (Dem.) führt als Vorſitzender des Ver
faſſungsausſchuſſes aus, daß das vorliegende Werk unter
ſchwerſten Sorgen geſchaffen worden iſt. Der Spielraum
der nationalen Kräfte iſt in unerhörter Weiſe beſchränkt.
Um ſo wichtiger iſt ihre Zuſammenfaſſung zur Ein he it. Das
geſchieht durch die Verfaſſung. Das ſtrittige Problem des
Einheitsſtaates iſt nicht gelöſt worden. Dennoch iſt auch
hier auf großen Gebieten die Einheit herbeigeführt worden.
Reichseiſenbahn und Reichspoſt, Reichsabgaben,
die Regelung der Reichswaſſerfragen und die Reichs
wehr waren „ungbwendbar. Wird die Verfaſſung angenommen,
dann kann kein Volk ſich einer freieren Konſtitution
rühmen. (Beifall.) Das richtige Funktionieren dieſer Ver
faſſung hängt von dem Willen der Nation ab. Wenn ſie
von dem Willen beſeelt iſt, ihr Reich in Freiheit und
Gerechtigkeit zu erneuern und zu befeſtigen, dann wird

e e en e renen ptteil, erſter mit der Ueberſchrift „Reich und Länder“, referiert r
Abg. Kahl (D. Vpt.): Der Anſchluß Deutſch

Oeſterreichs ließ ſich angeſichts der tatſächlichen Lage
nicht verwirklichen. Das ſchwierigſte, aber wichtigſte Gebiet
des neuen Verfaſſungswerkes iſt die Schaffung eines gerechten
Ausgleiches der ſtaatlichen Anſprüche zwiſchen Staat
und Län dern. Mögen ſie gelöſt werden in dem Sinne, daß
neben der Erhaltung eines ſtaatlichen Eigenlebens der
Länder eine feſtgefügte Reichseinheit und eine ſtarke
Reichs gew alt geſchaffen wird.
Abg. Dr. Cohn (U. Soz.) begründet einen Antrag der Unab

hängigen, in der Ueberſchrift die Worte Verfaſſung des deut
ſchen RPeiches“ zu erſetzen durch Verfaſſung der deutſchen
e Der Redner tritt lebhaft für den Einheits

agat ein.
Reichskommiſſar Dr. Preuß: Will Herr Dr. Cohn den Namen

Reich in der ganzen Verfaſſung beſeitigen, ſo müßte ich
entſchieden widerſprechen. Der Einheitsſtaat iſt zurzeit in
Deutſchland nicht her zuſtellen.

Abg. Dr. Atlaß (Dem.): Es wäre völlig verfehlt, die Be
zeichnung deutſches Reich deshalb zu beſeitigen, weil
es nach der Auffaſſung des Herrn Dr. Cohn ein deutſches Reich
nicht mehr geben ſoll. Jch laſſe mir den Stol z auf das deutſche
Reich nicht nehmen.

Abg. Dr. Quarck (Soz.): Um agitatoriſchen Miß
deutungen und Mißbräuchen vorzubeugen, ſind wir
geneigt, für den Antrag Cohn zu ſtimmen. Jm Ausſchuß
ſind wir mit Entſchlußkraft für den Einheitsſtaat eingetreten.
Die Unabhängigen haben ſo viele Maſſen bewegungen
gemacht, aber eine für den Einheitsſtaat nicht.

Der Antrag, in der Ueberſchrift „Verfaſſung der deut-
ſchen Republik“ zu ſetzen, wird abgelehnt. Die Ueberſchrift
Verfaſſung des deutſchen Reiches“ wird an

genommen.
Ohne Ausſprache wird auch die Einleitung angenommen.

Bei Beralung über den Artikel 1 erklärt
Abg. v. Delbrück (Deutſchnational):

Wir können an dieſem Artikel nicht ſtumpf vorübergehen,
dazu iſt ſeine Bedeutung zu groß. Für uns bedeutet
dieſer Artikel den Abſchied von der Vergangenheit,
von der Verfaſſung und dem alten Deutſchen Reich. Dieſes
das ſei im Gegenſatz zu Dr. Cohn betont war keine Zu
fälligkeit, ſondern das Ergebnis der Leiſtungsfähigkeit
des deutſchen Volkes. Der Artikel bedeutet ferner für uns den
Abſchied von der konſtitutionellen Monarchie und
den Uebergang zum parlamentariſch regiertenVolksſtaat. Für uns iſt es die Frage, ob wir das Siegel
unter dieſe Tatſache drücken wollen. Wir verneinen ſie,
weil wir noch heute grundſätzliche

Anhänger der Monarchie
ſind. (Lebhafter Beifall vechts.) Die demokratiſche Monar-hie,
wie ſie ſich vor der Revolution anzubahnen begann, halten wir
für die zweckmäßigere Staatsform als die beab-
ſichtigte radikale Republik. Dennoch wollen wir auf
dem Boden der neuen Tatſachen weiter mit arbeiten und
eine Politik treiben, die unſerem Vaterlande den Weg zur
Macht wieder eröffnet. (Lebhaftes Hört, hört! links.) Der
Rückblick auf das Deutſche Reich und ſeine Verfaſſung feſtigt in
uns die Auffaſſung, daß ſie unter einem günſtigen Stern ge-
boren wurde. Der Geiſt von Weimar und der Geiſt
von Potsdam drückt ſich in der alten Verfaſſung aus.

Dem vorliegenden Entwurf merkt man jedoch die Leiden
an, die das Volk während ſeiner Entſtehung getragen hat. Die
neue Verfaſſung iſt nicht der Ausdruck für die Entfaltung

Das Verhältniswahlſyſtem
Weimar, 2. Juli.

Der Unkerausſchuß des Verfaſſungsausſchuſſes für die Vor
bereitung des Geſetzes über die Reichstagswahlen, ins
beſondere hinſichtlich einer Ausgeſtaltung des Verhältnis-
wahlſyſtems wird ſeine Arbeiten baldigſt aufnehmen. Die
Tätigkeit des Verfaſſungsausſchuſſes wird ſich demnach auch auf
das Wahlgeſetz erſtrecken.

Die Blutregierung in Ungarn
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Budapeſt, 2. Juli.
Der Reichsgerichtshof hat bis jetzt 78 Perſonen verurteilt,

darunter 42 zum Tode. Die Todesurteile ſind bereits vollſtreckt.
Unter den Hingerichteten befindet ſich auch der Bruder des frühe-
ren Staatsminiſters Lartha. Die bis jetzt abgeurteilten 78 Per-
ſonen, ſind jedoch nur ein geringer Teil der Verhafteten, deren
Geſamtzahl mehr als tauſend betragen ſoll.

r -SſCch-c—m——

Der Wahnſinn der Weltrevolution
Die „Kreuz-Ztg.“ veröffentlicht nachſtehende Zuſchrift:
„Jn den erſten Monaten des Jahres faßte ich zur Linde

rung der Leiden des Landes den ſchweren Entſchluß, den ſchwe-
diſchen Sozialiſtenführer und Vorſitzenden der internationalen
Sozialiſtenkonferenz in Bern, Herrn Pranting, bei ſeiner Durch-
reiſe in Berlin aufzuſuchen.

Jch bat den mich liebenswürdig und freundlich empfangen
den älteren Herrn. doch mit Hilfe der Internationale dafür zu
orgen, daß der Deutſche wieder Rohſtoffe und Lebensmittel er
ielte, damit er arbeiten und leben könne und nicht verhungere.

kurzen Worten war die weitere Ausſprache folgende:
Branting meinte, man ſolle von der Internationale nichts

erwarten. Die Stimmung in Sieger- Völkern ſei eine ganz
andere wie die in beſiegten Ländern. Wir ſeien und blieben
bei uns in Deutſchland auf uns ſelbſt angewieſen. Jch er

eines freien, ſeiner Kraft bewußten, ſondern eines zurückgeſchlagenen Volkes. e Lru!t ſich in vielen
Punkten aus, für deren Faſſung die Stellung zu unſeren Fein-
den maßgebend geweſen iſt. Wir bedauern namentlich die Be
ſtimmungen über die Reichswehr, die in einem Augenblick er-
ging wo Wilſons Völkerbund aufgerichtet werden ſollte,
der Bluff, mit dem weiter nichts als die wirtſchaftliche und
politiſche Hnechtung des deutſchen Volkes aufgerichtet werden
ſoll. Wo ſind ferner die Freunde eines Anſchluſſes Deutſch
Oeſterreichs an Deutſchland geblieben? Jn dieſer Ver-
faſſung iſt nichts von dem harten Wirklichkeitsſinn
Preußens und nichts von dem ſtolzen Selbſtgefühl unſerer

Tr W gir verneinen die Frage, ob dieſe Republik ihreAufgabe erfünt und uns aus der Not zur Höhe führen ort
Beifall rechts.) Wir begreifen die Beſtrebungen jener Kon
tinuität des neuen Staates mit dem alten Reiche, die beabſichtigt,
die frühere Zeit aus dem Gedächtnis auszulöſchen.
Es iſt Vorſorge getroffen, daß die Schule in der angedeuteten
Art tätig ſein ſoll. (Hört, hört! rechts) Man wird eine Kon
trolle über die Lehrtätigkeit einführen und alle
Reminiszenſen an das alte Reich verneinen. Ausrotten wird
man die

Erinnerung an die große Zeit
aber nie. (Lebhafter Beifall rechts, große Unruhe links. Zurufe-:
Sie löſchen auch den Gedanken an die Hungersnot nicht aus.)
Wir vertrauen darauf, daß der neue Staat den geiſtigen
Kampf in Wort und Bild nicht beſchränken will, wirverlangen dieſe Freiheit auch für uns. Wir verlangen, daß
wir nicht gehindert werden, unſere Auffaſſung zur Geltung zu
bringen. (Lebhafter Beifall rechts.) Wir wünſchen auch der
Regierung die Fähigkeit zu raſchen und mutigen
Entſchlüſſen. Wenn ſie ihre Fähigkeit jetzt noch betätigen
will, dann muß es raſch geſchehen. (Große Unruhe links. Zu
rufe: Es lebe der neue Krieg.) Möge es gelingen, unſer
Vaterland auf eine Höhe zu führen, die uns vor den
äußerſten Schreckniſſen bewahrt. (Beifall rechts. Zuruf links:
So ſpricht ein Schuldiger.)

Abg. Dr. David (Soz.): Die neue Verfaſſung eröffnet
freie Bahn für jeden geiſtigen Kampf. Gegenüber
dem Vorwurf des Herrn Dr. Delbrück, die Verfaſſung trage
den Charakter der Schwäche und Weichheit, ſtelle
ich feſt, daß der Artikel 1 lautet: „Das Deutſche Reich iſt eine
Republik. Die Staatsgewalt geht vom Veolk aus“.
Und wenn die Herren von rechts die Probe aufs Exempel
machen und verſuchen, ihre Auffaſſung dieſer Feſtſtellung gegen-
über zu ſetzen, ſo werden ſie finden, wie ſtark und kraft-
voll die Republik begründet iſt.

Abg. Koch (Demokrat): Jch meine, wir ſollten heute nicht
in Wunden wühlen, die die Vergangenheit geſchlagen
hat, ſondern verſuchen, uns zuſammenzuſchließen, um dieſe
Wunden zu heilen. Von Wiedereinführung der Monarchie
kann aber keine Rede mehr ſein. Wenn wir den vollkomme-
nen Einheitsſtaat nicht haben, ſo trifft die Schuld diejeni-
gen, die im November an alles mögliche dachten, nur nicht an
die Herbeiführung der Einheit. Die Verfaſſung iſt
nicht fehlerlos, aber wenn das Volk erſt zur Ruhe ge-
kommen iſt, wird es erfahren, ein wie großes und gewaltiges
Werk entſtanden iſt.

Abg. Haaſe (Unabh.): Der Reichsminiſter hat geſagt, die
freie Meinungsäußerung ſollte nicht unterdrückt

jedoch iſt die Rote Fahne und andere Zeitungen ver-
oten.

R ſalgiſ r Dr. David: (Soz.): Soweit ſich der Kampf
im Rahmen des geiſtigen hält, wird er von der Regierung
anerkannt. Aber wenn man auffordert, die Gewalt mit
Handgranaten an ſich zu reißen, dann iſt es Pflicht der
Regierung die Demokratie vor einer ſolch harten Regierung
zu ſchützen (Großer Lärm zwiſchen beiden Sogialdemokra-
tiſchen Parteien).

Abg. Heinze (Deutſche Volkspartei): Da es ſich
darum handelt, die Republik grundſätzlich als Staatsform
feſtzulegen, müſſen wir gegen den Artikel einſtimmen.

Abg. Cohn (Unabh.): Jch warne davor, daß man die neue
Verfaſſung mit dem Geiſt des alten Syſtems erfüllt.

Die Faſſung des Entwurfes wird mit großer Mehr-
heit angenommen, Artikel 2 ohne Ausſprache. Ueber Ar-
tikel 3, der beſtimmt, die Reichsfarben ſind „Schwarz-Rot-
Gold“ wird beraten. Die Handelsflagge wird durch
Reichsgeſetz beſtimmt.

Abg. Dr. David (Soz.): Ein Zwiſchenantrag ſchlägt vor, daß
die Handelsflagge ſchwarzweiß-rot und mit goldenen
Ecken verſehen ſein ſoll. Die Regierung iſt mit dieſer
Regelung ein verſtanden. Ein ungabhängiger Antrag ver-
langt rot als Reichsflagge. Die vote Fahne würde
eine Parteifahne ſein. Wir lehnen ſie ab und aus dem
ſelben Grund auch den Antrag der Rechten auf Beibehal-
tung. Die ſchwarz weißrote Fahne war ſchon vor dem Kriege
für den Großteil unſeres Volkes lediglich Parteifahne.
(Lebhafter Widerſpruch bei einem großen Teil des Haufes.)

Die Antwort enttäuſcht mich nicht, ich hielt nie etwaswiderte: l
Die Mutterſprache bindet mehrvon der Jnternationale.

wie ſie.
Reinhard,

Oberſt und Jnfanterieführer der Reichswehrbrigade 15.

Preußenparlament
S. Sibung, t Kyr Berlin, 2. Juli

Der Antrag Dr. Buer (Dem.) auf Annahme eines Ge
ſetzes über Sonderrechte von Schleswig-Holſtein
geht an den Gemeindeausſchuß zurück. Jn dritter Beratung
wird der Geſetzantrag Abderhalden (Dem.) über Gewäh-
rung von Straffreiheit und Strafmilderung bei
ehrengerichtlichen Strafen gegen Aerzte angenommen. Der
Geſetzentwurf zur Abänderung des Staatsſchuldenver-
waltungs geſetzes wird in erſter und zweiter Leſung an-

Ebenſo wird das Geſetz zur Aenderung
es preußiſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes in

Jn Fortſetzung der Beerſter und zweiter Leſung erledigt.
ratung des Juſtizetats ſpricht ſich

Abg. Freymuth (Soz.) im Gegenſatz zur Mehrheit ſeiner
Partei gegen die Volkswahl der Richter aus, weil partei-
politiſche Einflüſſe bei der Wahl mitſvielen würden. Die Ein-
richtung der Beamtenausſchüſſe begrüßt Redner.

Juſtizminiſter am Zehnhof: Jch habe für die Lage der
Rechtsanwälte umſomehr Verſtändnis, als ich ſelbſt dieſem
Stand angehört habe. Es wird mein eifrigſtes Beſtreben ſein,
ihre Lage zu verbeſſern. Die Rechtsanwälte werden gut
tun, ſich viel mehr als bisher mit dem Studium der Steuer
geſetze zu befaſſen. Meine guten Abſichten hinſichtlich der
Aſſeſſoren und Richter haben im Hauſe zu meiner Freude leb-
hafte Unterſtützung gefunden. Daß die ablehnenden Ant-
worten, welche einzelnen Aſſeſſoren erteilt worden find, ſo ge
leutet haben, wie hier vorgetragen wurde, halte ich für
ausgeſchloſſen, denn dieſe Antworten ſind an meine Erklärung in
dieſem Hauſe und außerhalb desſelben gebunden. Daß viele
Aſſeſſoren ausgenutzt wurden, um Kommiſſare zu ſparen, halte
ich nach der bekannten Verfügung für unmöglich, jedenfalls

wird derartiges nicht mehr vorkommen. Die Kompetender Amtsrichter wird ſchon in naher Zukunft bedentenb
erweitert werden.

Abg. Dr. Reinike (Ztr.) wendet ſich gegen den Gedanken
eines Amneſtieerlaſſes in dieſer Zeit.

Abg. Gottſchalk (Dem.) tritt für Reform der Straf
anſtalten ein.

Abg. Lüdicke (deutſchnational) Die Verleihung des Not a-
riats ſoll unabhängig von der Bedürfnisfrage an gewiſſe Be
ſtimmungen gebunden werden und an Rechtsanwälte
erfolgen, die gewiſſe Forderungen erfüllen. Eine Praxis von 15
Jahren halte ich für ausreichend. Die Abſicht, die Kriegs
teilnehmer beſonders zu berückſichtigen und zu bevorzugen, wal-
tet ja wohl auch dem Miniſter ob. Aber damit allein iſt es nicht
etan. Auch wir lehnen die Wahl der Richter durch das
olk ab. Wir wünſchen nicht einmal die Wahl der Schöffen

und Geſchworenen durch das Volk. Wir ſind grundſätzlich
gegen jede Politiſierung der Rechtspflege.
Ueber die Rede des Abgeordneten Frey muth haben wir uns
gefreut. Wir bitten um Annahme unſeres Antrages, wonach
zu jeder Amneſtie die Zuſtimmung der Landesverſammlung
notwendig iſt. Die Landesverſammlung iſt die Trägerin der
höchſten Souveränität und muß auch Begnadi-
gungsrecht haben.

Abg. Dr. Roſenfeld (N. S.) führt aus, in der Schweiz
habe ſich das Wahlrichtertum bewährt. Bezeichnend für
unſere Rechtspflege iſt, daß die Mörder Liebknechts und
Roſa Luxemburgs ſtraffrei ausgehen. Die Gefange-
nenkoſt bedarf der Verbeſſerung. Freunden und Angehörigen
der Gefangenen ſollte ohne jede Einſchränkung die Befugnis zu
ſtehen, Lebensmittel an die Gefangenen zu liefern.

Miniſter Am Zehnhoff, kommt auf die Angelegenheit
Radek zurück ünd legt dar, daß die Juſtizverwaltung kein
Vorwurf treffe.

Abg. Meyer-Herford (D. Vpt.) hält den baldigen Erlaß eines
modernen Strafvollzuggeſetzes für erforderlich. Die
Jugendgerichte müßten vermehrt und weiter ausge
baut werden. Redner bekämpft die Schmutzliteratur und
die un ſittlichen Kinoſtücke.

Die Erörterung des Titels Miniſtergehalt ſchließt.
Donnerstag 1 Uhr: Fortſetzung.
Schluß 554 Uhr.

Die Verbrauchsſteuern
Das Tabakſteuergeſetz

Jm vorliegenden Entwurf iſt eine völlige Neugeſtaltung der
Tabakbeſteuerung in der Richtung vorgeſchlagen, daß von allen
Tabakerzeugniſſen eine nach ihren Kleinverkaufspreiſen abge
ſtufte Verbrauchsabgabe unter Verwendung von Steuerzeichen
erhoben werden ſoll. Die Beſteuerung des inländiſchen Roh-
tabaks ſoll beſeitigt und vom ausländiſchen Rohtaba? ſoll unter
Aufhebung des Wertzollzuſchlages lediglich ein Gewichtszoll in
der Höhe erhoben werden, wie es zum Schutze des heimiſchen
Tabakbaues notwendig iſt. Dieſer Schutzzoll iſt auf 130 Mk.
für einen Doppelzentner bemeſſen und ſtellt eine erhebliche Er
höhung des bisherigen Zollſchutzes für den inländiſchen Tabak
dar. Die Zollſätze für Tabakrippen und Tabaklaugen ſollen mit
Rückſicht auf die Bedürfniſſe der Herſteller von Rauchtabak und
Kautabak auf 50 Mk. und 80 Mk. ermäßigt werden. Bei den
fertigen Tabakerzeugniſſen ſoll der Eingangszoll für feinge-
ſchnittenen Rauchtabak und Zigaretten auf 4500 Mk., für anderen
Rauchtabak auf 1500 Mk. und für Zigarren auf 2000 Mk. erhöht
werden. Neben dem Eingangszoll ſollen dieſe Erzeugniſſe die
Verbrauchsabgabe in gleicher Weiſe wie die im Inlande her
geſtellten Tabakerzeugniſſe zu entrichten haben.

Die Verbrauchsabgabeſätze für Zigarren ſind
für die billigeren Zigarren niedriger bemeſſen und ſteigen mit
der Höhe der Kleinverkaufspreiſe verhältnismäßig an; ſie be-
wegen ſich in 22 Abſtufungen zwiſchen 8 Mk. für 1000
Stück und 500 Mk. für 1000 Stück. Der Satz von 8 Mk. für
1000 Stück trifft Zigarren, deren Kleinverkaufspreis 8 Pfg. oder
weniger für das Stück beträgt, der Satz von 500 Mk. für 1000
Shiück ſoll Zigarren treffen, deren Kleinverkaufspreis mehr als
1,20 Mk. für das Stück beträgt. Beläuft ſich der Preis auf
1,20 Mk., ſo beträgt die Abgabe 380 Mk. für 1000 Stück oder
31,6 v. H. des Kleinverkaufspreiſes, während bei den Zigarren,
die mit 8 Pfg. verkauft werden, der Abgabeſatz ſich auf 10 v. H.
berechnet.

Bei den Zigaretten ſoll der durch das Geſetz vom
12. Juni 1916 eingeführte Kriegsaufſchlag mit der Zigaretten-
ſteuer vereinigt werden und darüber hinaus eine Abgaben-
erhöhung um etwa 8 v. H. der Kleinverkaufspreiſe eintreten.
Die Abgabeſätze für Zigaretten bewegen ſich in 11 Abſtufun-
gen zwiſchen 10 Mk. für 1000 Stück (bei Zigaretten bis zu
3 Pfg. das Stück) und 140 Mk. für 1000 Stück (bei Zigaretten
von über 25 Pfg. das Stück).

Für Zigarren und Zigaretten ſind feſte Preis
klaſſen vorgeſehen, um einem ungeſunden Wettbewerb im
Kleinhandel vorzubeugen.

Für feingeſchnittenen Rauchtabak bewegen ſich die Steuerſätze
zwiſchen 3 Mk. für 1 Kilo und 60 Mk. für 1 Kilo und zwar kommt
der niedrigſte Satz bei einem Kleinverkaufspreiſe bis zu 10 Mk.
das Kilogramm und der höchſte Satz bei einem Kleinverkaufs-
preiſe von über 80 Mk. das Kilogramm zur Anwendung Die
Steuerſätze für Pfeifentabak (grob geſchnittenen Rauchtabak)
ſollen ſich zwiſchen 1 Mk. bis 9 Mk. für das Kilogramm be-
wegen. Kautabak und Schnupftabak ſollen in 6 bzw. 7 Ab-
ſtufungen mit 20 v. H. des Kleinverkaufspreiſes belaſtet werden.

Für Zigarettenpapier, mit Ausnahme des zur ge
werblichen Verarbeitung beſtimmten, beträgt die Steuer 10 Mk.
für 1000 Zigarettemhüllen.

h dürfen bei der Herſtellung vonTabakerzeugniſſen ſowie von Waren, die ohne Mitverwendung
von Tabak als Erſatz für Tabakerzeugniſſe in den Handel ge
bracht werden (tabakähnliche Waren) nur nach näherer Beſtim
mung des Staatenausſchuſſes verwendet werden. Bei allen Er-
zeugniſſen, die ganz oder zum Teil aus Erſatzſtoffen hergeſtellt
ſind, iſt dies auf den Packungen in einer dem Verbraucher erkenn
baren Weiſe anzugeben. Die Abgabe für Tabakerſatz-
ſtoffe beträgt 100 Mark für einen Doppelzentner,
tabakähnliche Waren ſind wie Tabakerzeugniſſe zu verſteuern.

Nach der Ertragsſchätzung würde die im Geſetzent
wurf vorgeſehene Abgabe durchſchnittlich auf eine Zi-
garre eine Belaſtung mit Verbrauchsabgabe
von 0,03 Mark bedeuten. Hierzu tritt die Belaſtung mit
dem auf ausländiſchen Rohtabak gelegten Eingangszölle, die bei
den nur aus ſolchen Tabaken hergeſtellten Zigarren rund
0,01 Mk. beträgt. Da die Herſtellung der billigeren Zigarren
unter Mitverwendung inländiſchen Tabaks erfolgt, der künftig
keiner Steuer unterliegen ſoll, kommt bei dieſen Zigarren neben
der Verbrauchsabgabe eine Belaſtung mit Eingangszoll für Roh
tabak nux in geringem Umfang in Frage.

Der Geſamtertrag aus den im Entwurfe vorgeſchlage
nen Abgabeſähzen wird mit rund 750 000 000 Mk. ſchätzungsweiſe
veranſchlagt.

Das Rayonſteuergeſetz
Infolge der Erfahrungen des Krieges und der durch ihn

geſchaffenen Lage wird eine baldige Beſeitigung der Feſtungs-
anlagen in weitem Umfange wahrſcheinlich. Der vorliegende
Entwurf ſieht die Erhebung einer einmaligen beſonderen
Abgabe in Höhe von 50 vom Hundert desjfenigen
Mehrwertes vor, der ſich aus dem Unterſchtede zwiſchen dem
Werte ergibt, den das Grundſtück mit der Rahyonbeſchränkung
und demjenigen, den es ohne dieſe im Zeitvunkt der Rahon
änderung hat. Dem Geſetz wird nach dem Entwurfe rück
wirkende Kraft auf die Zeit bis zum Kriegsbeginne ver
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r ſind verpflichtet:

Noch kein Urteil im Klüber-Prozeß
Im Fortgang der geſtrigen Mittagsſitzung wurden die Er

widerungen der Verteidiger auf die Ausführungen der beiden
Anklagevertreter zu Ende geführt. Die Verhandlung wurde

dann ſchließlich um 24 Uhr mittags abgebrochen und bis heute,

Halle und Amgebung

Donnerstag, früh vertagt mit der Begründung, daß den Ange
klagten während dieſer Zeit Gelegenheit gegeben werden ſoll,

ihre Lage noch einmal zu überdenken und zu prüfen, ob ſie
durch Ablegung eines Geſtändniſſes ihre Situation
verbeſſern wollen. Das Urteil dürfte nunmehr in der heuti

J gen Mittagsſtunde geſprochen werden.

Auszeichnungen. Die preußiſche Unterrichtsverwaltung
Fat eine bemerkenswerte Auszeichnung verdienter leitender Män
ner von Schulbehörden eingeführt, indem ſie zum erſten Male

den Direktor des rheiniſchen Provinzialſchulkollegiums beim
Ausſcheiden aus ſeinem Amte zum Ehrenmitgliede dieſer

ö annt hat.Behörde Dir t Igefangenenfürſorge der Roten Kreuzver
einigungen für den Stadtkreis Halle und den Saalkreis und die
Bundesleitung für den Regierungsbezirk Merſeburg des Volks
bundes zum Schutze der deutſchen Kriegs und Zivilgefangenen

ſind dieſen Freitag und Sonnabend geſchloſſen, weil ihr Leiter,
Juwelier Tittel, an Beſprechungen in Berlin wegen der Kriegs
gefangenenlöhnung teilnehmen muß.

Feuerbeſtattungen im Halleſchen Krematorium. Zur Vor
nahme von Feuerbeſtattungen in Preußen iſt der Nachweis, daß

der Verſtorbene die Einäſcherung ſeiner Leiche angeordnet hat,
beizubringen. Dieſer Nachweis iſt in vielen Fällen in nicht rechts

ültiger Form ausgefertigt, ſo daß die Einäſcherung hier nicht
ſtattfinden konnte und die Ueberführung der Leiche nach nicht
preußiſchen Krenfatorien vorgenommen werden mußte. Die Ab-
gabe der mündlichen Willenserklärung zur Feuerbeſtattung kann

nur vor einer zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtig-
ten Perſon erfolgen. Legitimation iſt dabei vorzulegen. Zur
koſtenloſen Ausfertigung der diesbezüglichen letztwilligen Ver

1. die Vorſteher ſämtlicher hieſiger
olizeireviere; 2. die Leiter des Begräbnisamtes, Gr. Berlin 11;

6. der Inſpektor des Gertraudenfriedhofes.
Ueberweiſung von Verſorgungsgebührniſſen der Renten-

empfänger bei Verzug. Um Verzögerungen oder Stockungen in
der Gebührniszahlung zu vermeiden, liegt es im eigenen Inter
eſſe jedes einzelnen Empfangsberechtigten, daß er beim Verzuge
aus dem Bezirk einer Poſtanſtalt in den einer anderen die
Ueberweiſung ſeiner Gebührniſſe an die für den neuen Wohnſitz
zuſtändige Poſtanſtalt bis auf weiteres nur bei der bisher zahlen
den Poſtanſtalt beantragt und nicht bei der zurzeit überlaſteten

Penſionsregelungsbehörde.
Stadtgymnaſium. Jm Kriegsbeſchädigtenſonderlehrgange

beſtanden am Montag die erleichterte Kriegsreifeprüfung: Hel-
mut Dietz e (Chemie), Walter Graul Rechts und Staats
waiſſenſchaften), Fritz von Jacobs (Kaufmann), Martin

Kampf (Chemie), Alexander von Wuthenau Rechts und
Staatswiſſenſchaften)); am Dienstag: Erich Birnſcheln
(Kaufmann), Walther Brenſcheidt-Joſt (Kaufmann), Ernſt
Rühlicke (Architekt).

Der Provinzialverband der Jugendgerichtshilfen hielt am
30. Juni ſeine Jahresverſammlung in Halle ab, auf der trotz der
Ungunſt der Zeit 14 Organiſationen und einige Provinzial
behörden vertreten waren. Nach Erſtattung des Arbeits- und
Kaſſenberichts hielt Staatsanwaltſchaftsrat Dr. Barg Halle
einen Vortrag über „Die Bedeutung des Ermittlungsberichts für
Staatsanwaltſchaft und Gericht“, in dem er den großen Wert
der Arbeit der Jugendgerichtshilfe betonte, aus ſeiner praktiſchen
Mitarbeit ſehr beachtenswerte Winke für die Tätigkeit der Helfer
gab und bat, trotz aller Schwere der Zeit die ſegensreiche Arbeit
um des Vaterlandes willen fortzuſetzen. Es ſchloß ſich eine ſehr
rege Ausſprache an. Jn den weiteren Verhandlungen wurden
eine Reihe Anträge erledigt, ſo u. a. die Verſendung eines Rund
chreibens an die Landrats- und Pfarrämter zur Bekämpfung
es augenblicklich überhandnehmenden Herumſtromerns der Ju

gendlichen, und einer Eingabe an den Reichswehrminiſter Noske,
in der auf die Gefahr hingewieſen werden ſoll, daß zurzeit in
großen Scharen ſchwerbeſtrafte Jugendliche, die ſich vor allem

auch der Strafe entziehen wollen, bei der Reichswehr eintreten.
Die Tagung war für alle Teilnehmer von großem Jntereſſe und
bot für die praktiſche Arbeit eine Fülle von Anregungen.

Der Vaterländiſche Frauenverein veranſtaltete anläßlich
der Aufnahme des hundertkſten Kindes in ſeiner Kinder-Heil-
und Pflegeſtätte, Ludwigſtraße 87, vorige Woche für die Kleinen
dieſer Anſtalt eine Waſſerfahrt und einen Ausflug nach Trotha.
Mit Ungeduld erſehnten die Kinder den Tag herbei, und ein
fröhlich-geſchäftiges Treiben herrſchte ſchon am frühen Morgen
des feſtlichen Tages. Wenn auch nicht alle Kinder daran teil
nehmen durften einige mußten das Bett hüten oder waren
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Das grüne Kuvert
13] Erzählung von Otfried von Hanſtein.

„Jch ſagte Jhnen ja gleich, daß ich nur das Opfer
eines Mißverſtändniſſes bin. Hier iſt das Kuvert mit dem
Scheck genau ſo, wie es mir der Herr Kommerzienrat am
Freitag übergab und wie ihn mein Freund, der Haupt-
kaſſierer Hanus, in ſein Treſor ſchloß. Bitte, ſehen Sie
ſelbſt, das Privatſiegel des Herrn Kommerzienrats voll-
ſtändig unverletzt.“

Der Kommiſſar nahm den Brief in Empfang und be
trachtete ihn ſorgfältig von allen Seiten.

„Ja, aber was haben Sie denn in der Filiale der
Deutſchen Bank in der Taubenſtraße am Sonnabend vor

mittag um ein halb zwölf für einen Scheck eingelöſt?“
„FJch? Jch bin zu dieſer Zeit gar nicht in der Tauben-

ſtraße geweſen und habe jene Bankfiliale ſeit mindeſtens
zwei Monaten nicht betreten.“

Schlüter überlegte.
„Jch glaube unter dieſen Umſtänden im Sinne des

n Kommerzienrats zu handeln, wenn ich das Kuvert
öffne.“

Er nahm ſein Meſſer aus der Taſche und ſchnitt den
Umſchlag ſorgfältig an der Seite auseinander. Drinnen
lag nochmals in weißes Papier eingeſchlagen der
Scheck. Er hob ihn heraus einen Augenblick ſtutzte er,
dann bohrten ſich ſeine Augen ſtechend in Arnolds Geſicht.

„Das iſt ja ein vollkommen leeres Formular! Herr
Becker, wie erklären Sie ſich das?“

„Was iſt es ein leeres
Arnolds Zähne ſchlugen aufeinander, ſo fuhr ihm der

Schreck in die Glieder.
„Sehen Sie ſelbſt.
„Ja, um des Himmels Willen, Herr Kommiſſar, wie iſt

dann das möglich?“
„Das fragen Sie mich? Jch dächte, es würde beſſer
wenn Sie mir erklärten.

habe gax keine Erklärung. Jch habe das Kuvert

j

(Nachdruck verboten.)

der Vorſitzenden des Vaterländiſchen Frauenvereins,
Frau Dr. Krauſe-Dehne, 7*9 Trotha zu folgen. Auf
einer mit Girlanden geſchmückten Gondel fuhren die Kleinen
unter Begleitung der lieben Schweſtern vom Völlberger Weg
nach dem Trothaer Kaffeegarten, von wo ſie ſich in einem fröh
lichen Zuge nach dem Hauſe der freundlichen Gaſtgeberin be
aben. Am Ziele angekommen, wurden die Kinder von der Vor
itzenden des Vereins und einigen Vorſtandsdamen, wie Frau
rof. Schmieden, Frau Konſul Dr. Lehmann, Frl. Schmidt und

Frl. von Trebra begrüßt und dann gab es eine luſtige Kaffee
tafel. Nun begann ein fröhliches Treiben. Unter Leitung der
Schweſtern wurden Spiele gemacht, Reigen getangzt und für die
Knaben bildete der Scheibenſtand die größte Anziehungskraft.
Groß war der Jubel, als kleine Geſchenke verteilt wurden und
manch frohes Lied erklang. Viel zu raſch verging die ſchöne
Zeit und nach einer abermaligen Stärkung mußte zum Aufbruch
emahnt werden, da die beſtellten Straßenbahnen auf ihre
leinen Fahrgäſte warteten. Dankbaren Herzens und frohen

Gemütes fuhr die kleine Schar heimwärts, und noch lange wird
der ſchöne Tag einen Höhepunkt im Leben der Kinder der Kinder
heilſtätte bilden. Einigez wohlgelungene photographiſche Auf-
nahmen durch Frl. Mewes haben den Tag im Bilde feſtgehalten.

Bei einem Hehler ſind nachſtehende Sachen, die ſicher aus
Diebſtählen herrühren, vorgefunden und beſchlagnahmt worden:
Ein Trauring, geſt. 833 mit den Zeichen L. W. 27. 7. 13, ein
vergoldeter Trauring aus Charniergold in ſogenannter Kugel-
form, ein Paar neue rotbraune, wildlederne Handſchuhe für
große Hände, mit braunen Druckknöpfen. Die rotbraune Farbe
iſt zum Teil ſtark verblaßt, eine unechte, feingliedrige, gelbe
Damenuhrkette mit verſchlungenem Schieber und einem kleinen
roten Stein beſetzt, eine Herrennikeluhr mit weißem Zifferblatt
und arabiſchen Zahlen, Nr. 198 874, ein Bierzipfel aus ſchwarz-
gelbgrünem Bande mit Meſſingbeſchlag und zwei Anhängern,
darunter ein runder mit dem Bildnis des früheren Kaiſers Wil
helm II. und ein viereckiger mit aufgelöteter ſchwarzgelber
Flagge; außerdem ein Paar neue hellgraue Herrenſtrümpfe für
große Füße. Die Eigentümer werden gebeten, ſich die Sachen
beider Kriminalpolizei, Zimmer 71 oder 73, anzuſehen und ge
gebenenfalls dort in Empfang zu nehmen.

Walhalla-Operetten-Theater
„Jhre Hoheit die Tänzerin“ von Walter W. Goetze.

Die Verfaſſer dieſer neuen Operette (Oskar Felix und
Richard Bars) kennen ihre Pflicht dem Publikum der Ver-
gnügungstheater gegenüber. Man ſucht Senſation und nicht
Vertiefung; man will lieber überraſcht und verblüfft, ſtatt ſtill
im Jnnerſten erhoben werden. Dieſem Zug der Menge zum
leichten Genre kommt die Operettenneuheit auch voll entgegen,
trotzdem nicht verkannt werden ſoll, daß ſie bei aller Harmloſig-
keit des Jnhalts eines fortreißenden Schwunges nicht entbehrt.
Dieſen Schwung. verleiht ihr die Muſik Walter Goetzes, der
Schäferidylle und zigeunerhafte Leidenſchaft zu malen und zu
einem buntſchillernden Tonbild zuſammenzuſtellen wohl verſteht.
Vielleicht iſt er, beſonders im 2. Akt, oft etwas zu lang ge-
worden, denn die Aufführung dauerte vier geſchlagene Stunden.
Von Handlung kann man nicht viel reden, denn die romantiſchen
Liebeslaunen einer reizenden Duodezfürſtin und ihrer Jugend-
geſpielin, um die es ſich von Anfang bis Ende dreht, ſind doch
keine. Aber unterhaltend wirkt dieſe Behandlung des alten
Themas „Liebe“ deſto mehr, und, unſere Zeit mit ihrem ſchick-
ſalsſchweren Schritt und ihrer ernſten Tragik tritt wie in einen
roeſenroten Nebel zurück. Großen Anteil am Erfolge kommt
auch der Regie zu, die ſorgfältig und geſchmackvoll ein an-
heimelndes Rokokobild auf die Bühne ſtellte und dem Auge
farbenfreudige, feſſelnde Bilder bot.

Ein Geſamtlob gebührt den Hauptdarſtellern, die in ihren
reizvollen Rokokokoſtümen und mit ihrem wohlabgetönten Spiel
dem ganzen den zierlichen Menuettſtil gaben, der nach Zeit und
Ort gefordert wird. Bei aller Leidenſchaftlichkeit alles wohlge-
glättet, ganz dem galanten Zeitalter entſprechend. Eine in
romantiſchen Liebesabenteuern erfahren,e, kaprizioſe und huld-
reiche Herzogin war Vilma Conti; nur als Zigeunerin, ob-
wohl temperamentvoll und feurig, fehlte ihr die hinreißende
Leidenſchaftlichkeit in der Stimme. Käte e war als
Baroneß Helma auch ganz zierliches Rokokodämchen und ſpielte
und ſang ihre Rolle mit großem Erfolg. Hugo Claus war in
der Rolle des Schwerenöters Bolko von Wellhofen ganz im
richtigen Fahrwaſſer und Heinrich Schoen gab den begehrten
Landjunker Hans v. Mayburg oft mit ſoviel Gefühl, daß man
die Operette darüber vergeſſen konnte. Rudolf Ander ſpielte
den Haushofmeiſter der Herzogin, in Sereniſſimusmanier, aber
ohne Uebertreibung, nie zuviel und nie zu wenig, immer die
Situation noch rettend. Er hatte die Lacher auf ſeiner Seite
und lebte mit ſeiner Rolle. Der ſpaniſche Zigeuner des Herrn
Huſtig bewegte ſich in bekannten Bahnen. Geſungen und
wiederholt wurde faſt jedes der einſchmeichelnden Duette und
Künſtler, Kapellmeiſter, Komponiſt und Spielleiter mußten ſich
wiederholt zeigen und ernteten viel Blumen und rieſengroße
Lorbeerkränze. Das Werk geht ſeinen Weg. E.

Konzert Erna Fiebiger Erich Klinghammer. Das
Fiebiger-Kongert, das am Dienstag einen ſehr anſehnlichen
Kreis von Verehrern und Verehrerinnen der Halleſchen Künſt

aus des Herrn Kommerzienrats Händen empfangen, nach-
dem er vor meinen Augen den Scheck hineingetan hat und
ſo, wie er es damals mir gab, iſt es geblieben.“

„Bis Sie den Scheck herausnahmen, mit dem leeren
vertauſchten und den echten einwechſelten.“

„Herr des Himmels, ich habe es doch nicht getan.“
Der Kommiſſar antwortete nicht, ſondern flüſterte nur

ſeinen beiden däniſchen Kollegen ein paar Worte zu und
trat aus der Zelle, um nach einem großen Fenſter auf dem
Korridor zu gehen und dort mit ſeiner Lupe faſt eine halbe
Stunde lang den Briefumſchlag auf das allerſorgfältigſte
zu unterſuchen.

Dann kam er zurück.
„Jn einem haben Sie Recht. Dieſer Briefumſchlag iſt

nicht geöffnet und wieder geſchloſſen. Er hat vielmehr nie-
mals etwas anderes als dieſes leere Formular enthalten.“

„Aber Herr Kommiſſar
„Schweigen Sie, bis ich Sie frage.“
„Es iſt alſo in der Weiſe geſchehen, daß Sie ſchon vor

her ein anderes Kuvert vorbereitet hatten und dann die
beiden vertauſchten.“

„Das wäre ja vollkommen unmöglich. Jch habe doch
das Privatſiegel des Herrn Kommerzienrats nicht.“

„Das können Sie ſich nach einem Abdruck verſchafft
haben. Sie haben den Betrug vorausſichtlich von langer
Hand vorbereitet.“

„Das iſt doch erſt recht ausgeſchloſſen, denn ſelbſt der
Herr Kommerzienrat muß bezeugen, daß ich vor Freitag
früh keine Ahnung davon hatte, daß ich reiſen ſollte.“

„Nun alſo. Sie hatten von Freitag früh bis zu Jhrer
Abreiſe Zeit, ſich nach dem Siegelabdruck ein neues Pet-
ſchaft anfertigen zu laſſen.“

„Auch das war nicht möglich, Herr Kommiſſar, denn
das Kuvert blieb ja bis zum Sonnabend, zwei Stunden vor
meiner Abreiſe, im Geldſchrank der Firma.“

„Gleichviel. Es ſteht feſt, daß der Scheck fehlt, und
ebenſo iſt es erwieſen, daß Sieg m Sonnabend um einhalb
zwölf in der Filiale der Deutſchen Bank den Scheck ein
löſten.“

doch 60 Kinder um der Ein

mehr angehört.

lerin in den Thaltaſaal gelöckt hatte, litt ein wenig an der leiſen
Gleichförmigkeit des faſt durchweg auf romantiſchlyriſche Stim
mung n Programms. Zwei SchumannDuette („So
wahr die Sonne ſcheint und „Ländliches Lied“) eröffneten den
Abend, dann ſang Frau Fiebiger Schumanns „Frauenliebe und
Leben“, Herr Klinghammer zwei Liszt- und zwei Wolflieder
(„Verborgenheit“, „Ueber Nacht“), die Sängerin weiter einen
Ring Lieder von Marx, ihr Partner eine Gruppe Straußlieder;
den Beſchluß zu machen, mußte das Schwalbenduett aus
„Mignon“ herhalten. Frau Fiebiger als jugendlich-dramatiſcher
Sängerin des Landestheaters in Dresden iſt dieſe Stimmung
zwar nicht gerade auf den Leib geſchrieben, aber man kann nicht
anders, als den Gaben ihrer Kunſt, ihres blühenden ſtimmlichen
Vermögens und ihrer hoch achtenswerten Singefertigkeit, unum-
wundene Artigkeiten zu ſagen. Die Sängerin hat den Schatz in
ihrer Kehle wohl gehütet und ſein mit Eifer gepflegt. Jhr be-
weglicher, ſpielend leicht anſprechender Sopran hat viel, ſehr
viel Wohlklang, und wenn er den erſten Teil des Abends hin
durch oft nicht recht ruhig auf den Tönen aushielt, ſo iſt das
vielleicht nichts anderes als Auswirkung der Erregung, die jedes
freudige Wiederſehen in des Menſchen Bruſt nun einmal auslöſt.
Und ein wenig Menſch iſt ja auch der große Künſtler, ſchließlich.

Anders Herr Klinghammer, Kammerſänger, Baritoniſt des
Stadttheaters in Leipzig. Man ſchreibt ſo etwas nicht gern,
aber man iſt nun einmal dazu da, es zu ſagen: Herr
Klinghammer enttäuſchte von Anfang bis Ende. Stimm-
lich und techniſch. Die Zwiegeſänge ließen die Schwächen
der ſtimmlichen Verfaſſung dieſes vormals gewiß rühmens-
werten Künſtlers nicht gar ſo kraß offenbar werden; die
Soli holten das Fehlende leider hinreichend nach.
Am Flügel muſizierte Hermann Büchel; korrekt und nicht
ohne Feinheit. Die zweite Hälfte des Konzertes habe ich nicht

Das „Marienlied“ von Marx gefiel mir am
beſten, und ich gehöre zu jenen, die dann ſcheiden, wenn es am
ſchönſten iſt. Der Beifall war ſtark. Es gab bald prächtige
Blumen, und ſoll zum Schluß noch prächtigere gegeben

haben. a. m.Provinz Sachſew
Des Oberpräſidenten Abſchied

Magdeburg, 1. Juli.
Oberpräſident von der Schulenburg ſchied mit fol

gender Erklärung aus ſeinem Amte: „Durch Anordnung
der gegenwärtigen preußiſchen Staatsregierung auf Grund des
g 8 der Verordnung vom 26. Februar d. J. zum 1. Juli in den
einſtweiligen Ruheſtand verſetzt, ſcheide ich am 1. Juli aus dem
Amte, welches mein König mir an der Spitze meiner geliebten
Heimatprovinz anvertraut hatte. Durch Wohnſitz und, ſo Gott
will, durch Grundbeſitz bleibe ich derſelben verbunden, jederzeit
gern bereit, jedem Beſtreben zu dienen, welches auf
den Wiederaufbau unſeres zerrütteten Volkslebens in dem
Geiſte der Selbſtloſigkeit, Selbſtzucht und Arbeitsfreudigkeit ab
zielt, den unſere Markgrafen, Kurfürſten und Könige in
500 jähriger weltgeſchichtlicher Herrſchertätigkeit ſo erfolgreich
unter uns gepflegt haben.“
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g. Weßmar (Kr. Merſeb.), 2. Juli. (Jagdverpachtung.)
Zu der in vergangener Woche anberaumten Verpachtung der
hieſigen Gemeindejagd hatten ſich nicht ſoviel Pachtluſtige ein
gefunden, wie man wohl erwartet hatte. Das Bieten blieb daher
lediglich auf hieſige Bewerber beſchränkt; dennoch entwickelte ſich
ein lebhaftes Geſchäft, ſo daß der Pachtpreis der etwa 700
Morgen umfaſſenden Jagd auf 1400 M. rund anſtieg. Beſt-
biebender blieb ein hieſiger Landwirt; doch blieb der Zuſchlag
noch vorbehalten.

Weimar, 2. Juli. Miniſterialdirektor Dr. Neu-
man n) hat mit Genehmigung des Gemeinderates ſein Amt als
Mitglied des Gemeinderats niedergelegt.

tzk. Zella-Mehlis, 2. Juli. (Bürgermeiſterwahl.)
Bei der Bürgermeiſter-Stichwahl wurde der bisherige Bürger-
meiſter von Mehlis, Herr Theermann, mit 1343 Stimmen
zum Bürgermeiſter von Zella-Mehlis gewählt.

Gera, 2. Juli. (Eine gefährliche Hoch-ſtaplerin) wurde hier dingfeſt gemacht. Eine angebliche
Aerztin, etwa 80 Jahre alt, erwarb hier ein Villengrundſtück im
Werte von ungefähr 10 000 Mark und wollte ſich angeblich hier
niederlaſſen. Dieſen vollzogenen, aber nicht bezahlten Kauf be
nutzte die Perſon als Unterlage zu zahlreichen Schwindeleien
zur Erlangung von Vargeld und Waren. Ehe die raffinierte
Perſon Gera verlaſſen konnte, wurde ſie verhaftet. Jn ihrem
Beſitze befanden ſich Aerzte-Diplome und Bargeld. Jhre Per-
ſönlichkeit konnte noch nicht mit Sicherheit feſtgeſtellt werden.
W auswärts hat ſie anſcheinend Leute um Tauſende ge
prellt.

Eiſenach, 2. Juli. (Die Brieftaſche mit 750 M.
Jnhalt) wurde einem Herrn aus Kaſſel zwiſchen Halle und
Eiſenach aus ſeinem Rock geſtohlen. Jm Gedränge des Wagens
hatte der Beſtohlene den Diebſtahl nicht bemerkt.

„Das iſt nicht wahr.“
„Wie können Sie das beweiſen.“
„Der Kaſſierer jener Filiale, Herr Hanewacker, iſt ein

guter Bekannter von mir und wird bezeugen
„Sie haben ja gerade dieſe Bekanntſchaft ausgenutzt,

um zu einer Zeit zu kommen, zu der Herr Hannewacker nicht
da war. Es wäre Jhnen auch ganz gut gelungen, wenn
nicht Jhr Vegleiter Sie verraten hätte. Aber der Portier
hat ganz deutlich gehört, wie der Mann, den er übrigens
nicht ſehen konnte, rief: Becker, mach ſchnell!“

Ganz entgeiſtert ſtarrte Arnold den Kommiſſar an, aber
er ſprach mit lauter Stimme:

„Und der Portier behauptet, mich geſehen zu haben?“
„Nur von hinten, denn Sie gingen gerade weg. Es

hatte ja auch niemand ein Arges, denn der Kommerzienrat
hatte die Filialen verſtändigt, daß an einem der nächſten
Tage ein Scheck in dieſer Höhe vorgelegt würde. Nachdem
derſelbe alſo ausgezahlt war, wurde die Firma ſchriftlich
benachrichtigt, und da der Sonntag dazwiſchen lag, kam der
Brief erſt heut in die Hand des Herrn Kommerzienrats. Das
haben Sie eben ſehr klug berechnet.“

„Sie ſprechen noch immer, als hätte ich es getan.“
„Ja, wie erklären Sie ſich ſonſt
„Jch weiß es nicht. Jch habe keine Erklärung. Jch weiß

nur, daß ich nicht in jener Filiale der Bank war, daß ich
keinen Scheck einkaſſiert habe, daß ich bis vor wenigen
Minuten, als Sie das Kuvert aufſchnitten, der feſten Ueber-
zeugung war, daß es den richtigen Scheck enthielt

„Nun alſo, und wie iſt das Verbrechen geſchehen
Vielleicht das iſt die einzige Möglichkeit hat der

Herr Kommerzienrat im letzten Augenblick ſelbſt die beiden
Papiere vertauſcht.“

Schlüter brauſte auf.
„Jetzt möchten Sie wohl gar de alten Herrn verdäch

tigen? Nicht wahr, er hat die Schecks vertauſcht und Jhnen
mit Abſicht den unrechten gegeben. Er hat ſich ſelbſt beſtoh
len, oder Sie mit Abfſſcht ins Verderha n J
wollen Sie wohl ſagen?“

Aber Arnold blieb ruhfg.
Fortſetzung falgt.
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Geſellſchafts- Abſchlüſſe

2 Gokffried Lindner A.G., Ammendorf b. Halle a. S.
der Generalverſammlung der Geſellſchaft waren 19 Aktionare
mit 997 000 Mark Aktienkapital vertrelen. Nach Vorlegung des
Geſchäftsberichts, des Vermögensſtandes ſowie der Gewinn und
Verluſtrechnung für 1918/19 wurde den Vorſtand und Aufſichts-
rat einſtimmig Entlaſtung erteilt. Die vorgeſchlagene Vertei-
lung des Reingewinns, wonach 15 Proz. Dividende verteilt
und 80 882 Mk. auf neue Rechnung vorgetragen werden, wurde
gen. Die Einlöſung des Dividendenſcheins erfolgt ab

Juli. Der turnusgemäß aus dem Aufſichtsrat ausſcheidende
Vorſitzende, Bankherr Kurt Steckner, wurde wiedergewählt.
Ferner ermächtigte die Generalverſammlung den Vorſtand, die
vorgeſchlagene Erhöhung des Aktienkapitals um
800 000 Mark auf 2,4 Mill. Mark ſowie die Aufnahme einer
brrozentigen Anleihe von 1 Mill. Mk. vorbehaltlich der
ſtaatlichen Genehmigung, die noch ausſteht, vorzu
nehmen. Die Beſchaffung der neuen Geldmittel ſoll zur Til

ng vorhandener Verbindlichkeiten und zur Verſtärkung von
etriebsmitteln dienen. Die Erhöhung des Aktienkapitals ge

t durch Ausgabe von 800 Stück auf den Jnhaber lautender
ktien über je 1000 Mark. Der Mindeſtbetrag, unter dem die

Ausgabe der neuen Aktien nicht erfolgen darf, wird auf 1140 Mk
für jede Aktie feſtgeſetzt. Das geſeßzliche Bezugsrecht der bis
herigen Aktionäre wird ausgeſchloſſen. Die neuen Aktien neh-
men vom 1. 4. 19 ab an der Dividende teil. Der Vorſtand wird
ermächtigt, mit dem Bankhauſe zu dieſem Zwecke einen Beitrag
betreffs Uebernahme der neuen Aktien und Angebot derſelben
an die Aktionäre abzuſchließen. Darnach ſollen die neuen Aktien

in Preiſe von 1140 Mk. für jede Aktie einem Konſortium gegen
ie Verpflichtung überlaſſen werden, die neuen Aktien den alten

Aktionären zum Kurſe von 120 Prozent mit einer Friſt von
mindeſtens zwei Wochen, welche öffentlich zu machen iſt, der-
art anzubieten, daß auf zwei alte Aktien eine neue Aktie ent-
fällt. Die öprozentige Anleihe, rückzahlbar zu 100 Prozent, über
1 Mill. Mark ſoll zu 95 Prozent aufgenommen werden. Nach
Abänderung des S 5 des Geſellſchaftsvertrages (Höhe des Grund-
kapitals) und S 15 (Vertretungsbefugnis des Vorſtandes) ſchloß
der Vorſitzende die Verſammlung, indem er noch kurz ausführte,
daß der Auftragsbeſtand zufriedenſtellend, in-

lge der fortdauernden Veunruhigung der Arbeiterſchaft jedoch
ber die Ausſichten für das laufende Jahr noch kein endgültiges

Urteil gefällt werden könne.
x Continentale Geſellſchaft für elektriſche Unternehmen

Nürnberg. Die Geſellſchaft erzielte im Geſchäftsjahr 1918,19 ein-
ſchließlich 73 905 M. Vortrag aus dem Vorjahre einen Brutto-
gewinn von 2 106 909 M. Nach Abzug der Verwaltungsunkoſten
mit 397 423 M., der Obligationszinſen mit 238 040 M. und der
Zinſen und Proviſionen mit 203 593 M. verbleibt ein Gewinn
von 1272 852 M., woraus dem Reſervefonds 59 947 M., dem
Wohlfahrtsfonds 200 000 M. überwieſen, 3 Proz. Dividende
968 660 M. an 31 922 Stück Vorzugsaklien ausgeſchüttet und
70 245 M. auf neue Rechnung vorgetragen werden ſollen. Nach
dem Geſchäftsbericht ſind die Betriebe der Unternehmungen im
abgelauſenen Geſchäflsjahre durch die im November eingetretenen
ſchweren politiſchen Erſchütterungen auf eine harte Probe geſtellt
worden. Durch die ſich immer ſteigernden Lohn- und Gehalts
zorderungen bei gleichzeitiger Verkürzung der Arbeitszeit, das
Fehlen der nötigen Betriebsſtoffe, durch Streiks und Arbeits-
unluft waren Betriebsſtockungen und Verluſte unvermeidlich.
Zum Ausgleich für die ungeheuer geſtiegenen Betriebsausgaben
mußten die Fahr und Strompreiſe erhöht werden. Die Fahr-
preistarife haben an einzelnen Stellen eine Höhe erreicht, bei
der eine Verminderung der Frequenz befürchtet werden muß.
Neue Anlagen und Erweiterungen können angeſichts der un-
geheueren Preisſteigerung nur in ganz beſcheidenem Umfange
ausgeführt werden. Das Erträgnis der Schwebebahn Barmen--
Elberfeld--Vohwinkel hat ſich auf der vorjährigen Höhe gehalten.
Die elektriſche Straßenbahn Barmen-- Elberfeld und die Bergi-
ſchen Kleinbahnen in Elberfeld konnten wieder keine Dividende
erwirtſchaften. Die Ueberland- und Zechenzentrale Kupferdreh
G. m. v. H. erbrachte wieder 7 Proz. Dividende; ſie hat zur
Abdeckung eines größeren Kredits ihr Geſellſchaftskapital von
134 auf 236 Millionen erhöht. Die neuen Geſchätsanteile hat
Rürnberg in Ausgleichung einer Kontokorrentforderung faſt

z übernommen. Den Beſitz an Aktien der Elektra A.G.e die wieder dividendenlos blieb, hat die Geſell
chaft größtenteils an den ſächſiſchen Staat verkauft. Auch von
den Aktien der Zwickauer Elektrizitäts und
Straßenbahn- A.G. (wieder 6 Proz. Dividende auf die
Vorzugs und 3 Proz. auf die Stammaktien) wurde der größte
Deil einesteils durch Verkauf an den ſächſiſchen Staat, andern-
teils durch Umtauſch gegen den ſeitherigen Beſitz der Elektra in
Aktien der Thüringiſchen Elektrizitäts und Gas

erke A.G. in Apolda (letzte Dividende 534 Proz.) abge
n. Bei dem Kraftwerk Thüringen A.G. in

iſpersleben liegt die Erklärung der Dividende noch nicht
vor. Die A.G. der Wiener Lokalbahn kann nach Auszahlung
von 4 Proz. Dividende auf die Vorzugsaktien A und B die

vidende der Stammaktien von 2 auf 4 Proz. erhöhen. Der
eſitz an Aktien der Société d'Electricite de l'Escaut in Ant

werpen wurde verkauft. Ueber die Abſchlüſſe der franzöſiſchen
Tochter geſellſchaft ebenſo der Sociedad Electro Quimica de Flix
in Barcelona hat die Geſellſchaft noch keine Nachricht. Die Er
e des Elektrizitätswerkes und der Straßenahn Mühlhauſen in Thüringen, das anfangs 1919 in
den Beſitz der Stadt übergegangen iſt, und die der Elektrizitäts
werke Berchtesgaden und Günzburg ſind ungefähr dieſelben, wie
im Vorjahre. Das Schickſal des Elektrizitätswerkes in Jaſſy
iſt noch unſicher. Jn der Bilanz enthält bei einem Aktien-
kapital von 82 Mill. M. neben 5,66 Mill. Obligationen und
70 000 M. Hypotheken der Reſervefonds 807 753 M. und das
Konto Rückſtellungen für Betriebsunternehmungen 10,29 Mill. M.
Den 4,29 Mill. M. Kreditoren ſtehen 9,04 Mill. M. Debitoren

genüber, ſo daß die Bilanz einen flüſſigen Stand aufweiſt.V Unternehmungen in eigener Verwaltung ſtehen mit 23,42

Millionen, das Konſortialkonto mit 8,07 Mill. und das Efſekten
lento mit 18,06 Mill. M. zu Buch.

Gewerkſchaft Raſtenberg. Die Bilanz der zum Heldburg
Konzern gehörigen Gewerkſchaft Raſtenberg für 1918 ergibt einen
Serluſt von 67 171 Mk. (1917: Gewinn 188 566 Mk. Ein

jeßlich des Verluſtvortrages aus den Vorjahren hat ſich der
rluſt auf 168 8330 Mk. erhöht. Die erſten fünf Monate des

laufenden Geſchäftsjahres ergeben einen Betriebsverluſt (nach
Tbaug der Anleihezinſen uſw., jedoch ohne Abſchreibungen) in
Höhe von 345 400 Mk. (i. V. Betriebsüberſchuß 343 500 Mk.

Zwickauer Maſchinenfabrik. Nach Abſchreibungen von 150 137
Mark (i. W. 366 197 Mk.) ergibt ſich für 1918/19 eine Ermäßt-
gung der Ueberſchuſſes auf 223 506 (370 500) Mk., wobei zu be
achten iſt, de im Vorjahr vorweg 50 000 Mk. für die Ueber-
leitung gur Friedensarbeit und 50 000 Mk. für Anleihetilgung
erwandt wurden, die diesmalig nicht ausgeworfen wurden. Die
Amſtellung zu Friedens arbeiten habe große Mittel erfordert, die
eus den Unfoſten gedeckt wekden mußten. Wenn auch beide

rke noch auf lange Zeit mit Aufträgen reichlich verſehen ſeien,
laſſe doch die heutige Lage ein Urteil über das vermutliche Er

is des neuen Geſchäftsſahres micht zu. Nach der Bilanz er
inen Außenſtände einſchließlich Bankaufhaben mit 1 585 593

645 705) Mk. Weripapiere mit 219 495 (465 574) Mk. Unter
ich ungen. Prerden Gäubiger mit 1 810 720 (1 107 466) k.
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Metalwarenfabrik H. A. Erbe, Akt.-Geſ., Schmalkalden.
Die Generalverſammlung beſchloß die Erhöhung des Aktienkapitals von 1200 000 Mk. auf r bod do k. dur
Ausgabe von 300 neuen Aktien über i 1000 Mk., die vom 1. Juli
d. J. an dividendenberechtigt ſind. Die neuen Aktien wurden
von der Vankfirma Wachenfeld Gumprich, Schmalkalden,
gen Nennwerte übernommen mit der Verpflichtung, ſie den ſeit

erigen Aktionären gleichfalls zum Nennwerte dergeſtalt zum Be
zuge anzubieten, daß auf je vier alte Aktien eine neue entfällt,

Geldmarkt und Banken
ReichsbankAusweis. Nach dem vorliegenden Ausweis der

Reichsbank für die dritte Juniwoche iſt die geſamte
Kapit alanlage um 265 Mill. M. auf 28 948,8 Mill. M., die
bankmäßige Deckung, für ſich allein genommen, um
260,8 Mill. M. auf 28 7098,1 Mill. M. zurückgegangen. Jm Zu
ſammenhang mit den Vorbereitungen für den Vierteljahrs
abſchluß zeigten die fremden Gelder eine noch weit
ſtärkere Abnahme, nämlich um 868,2 Mill. M. auf 9621,3 Mill.
Mark. Die Nachfrage nach Reichsbanknoten und Darlehnskaſſen-
ſcheinen war in der Berichtswoche wieder ganz außergewöhnlich
ſtark; der Neubedarf blieb mit 1254,4 Mill. M. hinter der bis
her ausgewiefenen höchſten Zunahme 1352 Mill. M. in der
letzten Märzwoche 1919 nur um 100 Mill. M. zurück. Die
ſtarke Nachfrage nach Zahlungsmitteln wurde, abgeſehen von
den nach wie vor anhaltenden illegitimen Abflüſſen, namentlich
durch die beginnende Einlöſung der Julizinsſcheine hervor
gerufen. Jm einzelnen erfuhr der Notenumlauf der
Reichsbank eine Ausdehnung um 833 Mill. M. auf 20 107,9 Mill.
Mark, während ſich die Summe der im Verkehr befindlichen
Darlehnskaſſenſcheine bis zum 23. Juni 1919 um
421,4 Mill. M. auf 11695,1 Mill. M. erhöhte. Der Gold
vorrat erfuhr, namentlich durch Goldabgaben an das neu
trale Ausland, eine weitere Ermäßigung um 33,7 Mill. M. auf
1117,8 Mill. M.; die Beſtände an Scheidemünzen und
Reichskaſſenſcheinen zeigten geringfügige Verminde-
rungen. Der Geſamtdarlehnsbeſtand bei den Darlehns
kaſſen ſtieg diesmal um 737,7 Mill. M. auf 20 552,7 Mill. M.
Ein dieſer Zunahme entſprechender Betrag an Darlehnskaſſen
ſcheinen floß in die Kaſſen der Reichsbank, die ihrerſeits, wie
oben erwähnt, 421,4 Mill. M. an dieſen Geldzeichen in den Ver-
kehr geben mußte. Die eigenen Beſtände der Bank an Darlehns-
kaſſen ſcheinen wuchſen auf 8737,4 Mill. M. an.

Die große Vermögensabgabe und die Kriegsanleihe. Unter
den Gefetzentwürfen, die noch in der jetzt beginnenden Sommer-
tagung erledigt werden ſollen, wird ſich der Geſetzentwurf über
die große Vermögensabgabe nicht befinden. Er iſt noch nicht
vollendet, und es bedarf, da das Geſetz außerordentlich tief in
unſer Wirtſchaftsleben eingreifen wird, der eingehendſten Be
ratungen mit den Jntereſſentenkreiſen, zu denen natürlich in
erſter Linie die führenden Mitglieder unſerer Geſamtwirtſchaft
gehören. Die Vorlage wird alſo erſt im Herbſt der National-
verſammlung zugehen. Bis jetzt iſt bekannt, daß die Abgaben,
die auf Grund des Geſetzes gemacht werden, ſoweit wie irgend
möglich in Kriegsanleihe bezahlt werden ſollen. Die nicht in
Kriegsanleihe eingezahlten Abgaben ſollen dazu verwendet wer
den, Kriegsanleihen zurückzuerwerben. Das ganze Geſetz ſoll
alſo dem Zwecke dienen, die Kriegsanleihe zu tilgen.

Das Stützungskonſortium für Kriegsanleihen. In den letz
ten Tagen hat die erſte Bankenſitzung mit den Reichsbehörden
zur Tilgung des für die Zeit nach Friedensſchluß ſchon einmal
geplant geweſenen Stützungskonſortiums für
Kriegsanleihen ſtattgefunden. Zu dieſen Beſprechungen
wird die geſamte deutſche Bankwelt eingeladen, ſoweit ſie in den
örtlichen Bankenvereinigungen zuſammengeſchloſſen iſt. Die
Kursregelung des Syndikats dürfte ſich nicht nur auf den fünf-
prozentigen feſten Typus, ſondern auch auf die meiſten anderen
Serien der Kriegsſchatzanweiſungen erſtrecken, während die
erſten drei Serien von Schatzanweiſungen ohnehin in ihrem ge
ringen Umlauf und in ihrem näheren Verfalltermin die nötige
Stützung finden ſollen, wie das die Verkehrsentwicklung gerade
der letzten Tage zu zeigen ſchien. Dem Vernehmen nach werden
die Beſprechungen Mittwoch fortgeſetzt und dann für Berlin auch
wohl zum Abſchluß kommen. Jn der jetzigen Ausgeſtaltung der
ganzen Organiſation dürfte zugleich der Beweis erblickt werden,
daß auch die gegenwärtige Regierung das Prinzip der Un
konvertierbarkeit der Kriegsanleihen bis zu den
urſprünglich vorgeſehenen Friſten durchzuhalten die feſte Abſſcht
bat. Jm Zuſammenhang mit der ganzen Aktion ſtehen demnächſt
Vorbereitungen für die Herſtellung öffentlicher und
amtlicher Börſenkurſe für die zugelaſſenen
feſtverzinslichen Werte einſchließlich der
Kriegsanleihen nachdem von jeher betont wurde, das
Reichsbankvräſidium wolle die Vollbörſe in dieſer Weiſe erſt nach
Friedensſchluß geöffnet wiſſen, und der Zeitpunkt dazu wird jetzt
für gekommen erachtet.

Induſtrie, Hanclel, Hand werk
Preiserhöhung für rheiniſche Briketts. Das Rheiniſche

Braunkohlenbrikett-Syndikat in Köln hat wegen der von Tag zu
Tag ſteigenden Betriebskoſten ſeiner Werke vom 1. Juli ab
die Preiſe um durchſchnittlich 6 Mark die Tonne, einſchließlich
Kohlenſteuer, erhöht.

Der Wagenmangel im Ruhrgebiet nahm in der vergangenen
Woche überaus ſcharfe Formen an. Durch die Unſicherheit in
der politiſchen Lage und infolge der hierdurch veranlaßten um-
fangreichen Wagenanforderungen zum Abtransport von Gütern,
die im Falle einer feindlichen Beſetzung der Beſchlagnahme ver-
allen wären, wurden die Schwierigkeiten noch erhöht. Die

Fehlziffern bewegten ſich in den einzelnen Tagen zwiſchen
2000 und 6000 Wagen. Geſtellt wurden wenig mehr als 14 000
Wagen täglich, ſo daß ein Teil der Zechen, namentlich im weſt-
lichen Teil des Reviers, in verſtärktem Maße Brennſtoffe auf
Loger nehmen mußte. Die Kipperleiſtung in den Duis-
burg-Ruhrorter Häfen ging noch weiter, auf unter 8000 To. täg-
lich zurück. Dagegen iſt der Umſchlag der Kanalzechen wieder
bis auf 26 000 To., täglich geſtiegen. Der Verſand der Kanal-
zechen erfolgt jetzk wieder im alten Umfang auch nach dem
Weſten. Es macht ſich aber ſeit einigen Tagen infolge der ſtarken
Verladungen der letzten Wochen Kahnraummangel be-
merkbar.

Neue Vergwerkserwerbungen durch den ſächſiſchen Staat.
Der ſächſiſche Staat hat für 3 Mill. M. das Steinkohlen-
bergwerk des Freiherrn von Burgk im Plauen-
ſchen Grunde bei Dresden erworben. Die Uebernahme
erfolgt am 1. Oktober d. J. Das geſamte abbaufähige Kohlen-
feld umfaßt 93 Hektar 81,55 Ar. Das Feld enthält etwa 36,67
Millionen Hektoliter Kohle. Die Abbauzeit wird voch etwa
17 Jahre betragen. Der Staat ſteht auch mit anderen weiteren
Steinkohlenwerken in Unterhandlung, um ſich größeren Einfluß
auf dieſem Gebiete zu ſichern.

Betriebsumſtellung der ſächſiſchen Militärwerkſtätten. Die
ſächſiſchen Militärwerkſtätten ſind faſt ganz auf die Herſtellung
von Friedensmateriagl umgeſtellt worden. Soweit dies
noch nicht geſchehen iſt, ſind alle Vorbereitungen getroffen wor
den, um dies unverzüglich zu tun.

Gründung eines Verbandes der Tuchfabrikanten und Kamm-
garnweber Sachſens und angrenzender Gebiete. Auf Einladung
des Verbandes ſächſiſcher Jnduſtrieller fand eine Verſammlung
ſächſiſcher Tuchfabrikanten und Kammgarnweber ſtatt, in der
die Gründung eines Fachverbandes der Tuchfabrikanten und
Kammgarnweber Sachſens und angrenzender Gebiete ein
ſtimmig beſchloſſen wurde. Die Verſammlung wählte zum Vor
ſienden des neuen Verbandes den Fabrikbeſitzer Richard
WeidenmüllerCrimmitſGicrenen Heblet Sachlens, ehe l t e Mat

leicht auf eine Milliarde beziffern würde.

wird, vertreten. Die neue Gründung bringt den lange er,
ſtrebten Zuſammenſchluß der bisher lokal beſtehenden Fäachver,
bände, die die mit Tuchfabrikation bzw. Kammgarnweberei be
ſchäftigten Betriebe umfaſſen.

Rekord FilmKonzern. Auf e des Aufſichtz,
rates des RekordFilm-Kongerns haben die Vorſtandsmitglieder
Henry Fiſcher und Rittmeiſter a D. Meier ihre Aemter
niedergelegt und ſind aus der Geſellſchaft ausge,ſchieden.

Aufhebung der Auftragsſperre gegen die Damenkonfektiong,
branche. Nachdem die Verbände der Damenkonfektion ihre
Zahlungs und Lieferungsbedingungen entſprechend abgeändert
haben, haben die Verbände des Textileingelhandels die verhängte
Auftragsſperre wieder aufgehoben.

Die Zukunft der Oeſterreichiſchen Südbahn. Nach dem
„Neuen Wiener Tagblatt“ iſt die von dem Pariſer Friedens.
kongreß eingeſetzte Eiſenbahn kommiſſion bezüglich der
Südbahn bereits zu beſtimmten Ergebniſſen gelangt. Danach
ſoll die Südbahn als einheitliche Privat geſellſchaft
beſtehen bleiben, während der Jnternationaliſierungsplan abge-
lehnt wurde. Jn Laibach und Trieſt ſollen eigene nationale Be-
triebsdirektionen errichtet werden, die Generaldirektion ſoll in
Wien verbleiben. Die italieniſche Regierung wird die in den
eigenen Betrieb übernommenen Strecken der Geſellſchaft wieder
zurückſtellen und, wie die anderen beteiligten Staaten, in Ver-
waltung erhalten. Eine internationale Kommiſſion ſoll nach
Friedensſchluß in Wien das neue Südbahnregime feſtſtellen und
die finanziellen Verhältniſſe der Geſellſchaft regeln. Es könne
keinem Zwefel mehr unterliegen, daß die italieniſche Re-
ginn ihren Verpflichtungen zur Zahlung der Annuitäten,

eren Rückſtände ohne Zinſen 119 Mill. GoldFr. betragen, nach-
kommen werde.

Franzöſiſch- engliſcher Konkurrenzneid.
Chambres de Commerce“ ſchreibt der
rapporteur général de la commission des économies, daß die
Verbündeten Frankreichs, beſonders die Engländer, ſich
über das Verbot des interalliierten Oberkommandos, Waren
verkehr vom linken nach dem rechten Rheinufer zuzulaſſen, an-
dauernd hinwegſetzen. Die Engländer en ſo weit, daß
ſie ihren Kaufleuten für den Warentransport in das un
beſetzte Gebiet Militär- Automobile zur Verfügung
ſtellen und ihnen erlauben, engliſche Uniformen an
zulegen. Brouſſe beklagt ſich ſehr, weil dadurch der fran-
zöſiſche Handel nach dem Rheinland, der ſich bereits auf 600
Millionen Franken beziffert, zurückgeſetzt und in ſeiner Ent
wicklung nachteilig beeinflußt wird. Brouſſe nimmt an, da
ſich der franzöſiſche Warenverkehr nach dem Rheinland ſonf

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Börſe war trotz der Verſchärfung

des Verkehrsſtreiks und anderer unerfreulicher Nachrichten aus
dem Reiche wieder feſt. Kaufluſt trat wiederum für die bevor
zugten Werte der Bergwerks und Hütteninduſtrie hervor, Kali-
aktien, Benz, HirſchKupfer, Köln-Rottweiler und Rheinmetall,
die zum Teil mehr als 4 Prozent gewannen. Für chemiſche
Werle geſtaltete ſich die Kursbewegung unregelmäßig infolge
teilweiſer Gewinn Realiſierungen. Hierunter litten beſonders
Elberfelder Farben und Akt.-Geſ. für Anilinfabrikation. Von
Elektrizitätsaktien waren Bergmann und Felten u. Guilleaume
ungefähr 4 Prozent höher. Kolonialwerte waren lebhaft, beſon-
ders ſüdweſtafrikaniſche unter Bevorzugung von South Weſt auf
angeblich ſchwebende Verkaufsverhandlungen mit holländiſchen
Banken. Pomona war unter Gewinnrealitäten ſchwächer. Jn
ſpäteren Verlaufe war bei abnehmender Geſchäftstätigkeit die
Kursbewegung etwas unſicher. Am Anlagemarkt waren deutſche
Anleihen feſt. Kriegsanleihe 77 Oeſterreichiſche und
ungariſche ſtill und unverändert.

Produktenbericht. Jm Produktenverkehr war trotz vielfacher
Klagen, daß die Qualität des diesjährigen Heues durch Näſſe
elitten habe, die Tendenz für dieſen Artikel doch ſchwächer. Die
reiſe wieſen eine außerordentliche Unregelmäßigkeit auf. Für

JuliAuguſt Lieferung ab Station wurden 18-—-24 Mark bezahlt.
Jm Jnlande ſoll Ware nicht merklich unter der niedrigſten Notiz
zu haben ſein. Für Stroh fehlten Abnehmer. Die Inhaber oon
Waren ſahen ſich zu weiteren verluſtbringenden Preis
ermäßigungen gezwungen. Aber nach Mittel und Süddeutſch
land beſteht noch die Möglichkeit des Abſatzes. Für Lupinen hat
ſich das Intereſſe nicht gehoben. Auf das Geſchäft in Futter-
lupinen wirkt die bevorſtehende Freigabe der Haferernte un
günſtig ein. In Serradella fanden kaum Umſätze ſtatt. In
den geſtern freigegebenen Futterſtoffen hat ſich noch kein Ge
ſchäft entwickelt.
Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt
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Hambg.-Südamerika 150., Hohenlohe- Werſceo
Hansa-Dampfsehift 203.25 Humboidät-Maseh.

Norao en 96, enan 2 ahla- PorzellanBank für Thür. u aliw. AscherslebenBerl. Handelsges. I150,60 Körbisd. Zucker- Akt.
Comm u. Diskontobank II Kyffhäuserhütter 103.75 ar n. Co.4 e an an 3 2Pehtaehe Bank HaarenDiskonto-Comm. 155.25 Linke u Hofmann.Dresdner Bank 1132, Tmdwig Loewe u. Co.
Credit-Anst. Leipzig 129, Lothringer Hütte
Nitteld. Kreditbank 111. MannesmannröhrenVut a on öberaente Riaend Bed.ationalbank r o. Caro Heg.K dit k e koeine 149,25 gen e er

7 7 n X- erg e 17ne s er er 260 Rhein Stahlwarenben Bier. Ges 8 184 Riebeck. Montan
Ammendorfer Papioerf. Rombacher HüttenAnhalter Kohlenw. 166, Rositzer Braunk.
Annaberger Steingut 131.25 Rositzer Zucker
Badische Anilin 337.75 Sangerhäuser Masch.
Bergmann Elekt. Akt. 143.60 Hugo Schneider u. Co.
Berl. Masch.-Bau 199,75 Schuckert u. Co.
Bismarckhütte 18 l. Siemens u. Halskeo
Bochumer Gubstahl 192, Stettiner VulkanChem. Fabrik Buckan 109,75 Stollberger Zinkh.
Chem, Griesheim 23 n rChem. v. Heyden 2 ale-EVisenSongoudation Schalke 225. Triptis- Akt. -Ges.
Cröllwitzer Papierfabr. 214, Türkische Tabakregie
Daimler-Motoren 200.25 Ver. Köln-Rottweiler
Deutsech-Luxemburg 146.* Glanzstoff Elberf.
Dentsche Vebersee- Bl. 2009,50 Wegelin u. HübnerDeutsche Erdöl 801, Wersech.-Welssentf. Brk.
Deutsche Gasglühl. 325, Westeregeln-Alkali
Deutsehe Kali 176, Wittener GußstahlDeutseche Waff. u. un 2i9. Wrede-Mälzerei
Donnersmarkhütte 178.50 Zeleh.-Kriebitsch. BrkK.
Döring u. Lehrmann 103, Zeitzer Masch.
Dürkoppwerkoe 283. Zellstoffk Waltihok
Elberfelder Farben 304.75 Otavi-Minen
Felten u. Guilleaumo 1163.

e

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher (Verreiſt).
Verantwortlich für den politiſchen Teil: i. V. Hans Heiling; für Voll
wirt haft und Sport Hans Herling: für den geſamten übrigen redaktioneller

Anzeigenteil: i in n S.rig alle a.und der eſchen Otto ThielWer veriet Kerre u e Han S
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